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Verordnung
der Bundesregierung

Zweiundsechzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

A. Problem und Ziel
– Anpassung der Meldebestimmungen zum Kapital- und Zahlungsverkehr mit

dem Ausland auf Grund des Siebten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes
über die Deutsche Bundesbank vom 23. März 2002 an die international ver-
wendeten Begriffe und Definitionen sowie die Datenanforderungen der
Europäischen Zentralbank, der Europäischen Kommission und der OECD;

– gesonderte Erfassung der Transaktionen mit Wertpapieren und Finanzderi-
vaten;

– Änderung des Leistungsverzeichnisses – Anlage LV zur AWV –.
– Im Embargobereich Erfüllung der Verpflichtungen der Bundesrepublik

Deutschland aus
l der Verordnung (EG) Nr. 2297/2003 der Kommission vom 23. Dezember

2003 zur dritten Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2000 des Rates
über das Verbot des Verkaufs, der Lieferung und der Ausfuhr nach Birma/
Myanmar von Ausrüstungen, die zur internen Repression oder für ter-
roristische Zwecke benutzt werden können, und über das Einfrieren der
Gelder bestimmter, mit wichtigen Regierungsfunktionen verbundener
Personen in diesem Land;

l der Verordnung (EG) Nr. 913/2004 der Kommission vom 29. April 2004
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2368/2002 des Rates zur Umset-
zung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses für den interna-
tionalen Handel mit Rohdiamanten;

l der Verordnung (EG) Nr. 131/2004 des Rates vom 26. Januar 2004 über
bestimmte restriktive Maßnahmen gegen Sudan;

l der Verordnung (EG) Nr. 234/2004 des Rates vom 10. Februar 2004 über
bestimmte restriktive Maßnahmen gegen Liberia und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1030/2003;

l der Verordnung (EG) Nr. 314/2004 des Rates vom 19. Februar 2004 über
bestimmte restriktive Maßnahmen gegenüber Simbabwe.

B. Lösung
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung.

C. Alternativen
Keine
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte
Keine

E. Sonstige Kosten
Die Anpassung der Meldebestimmungen zum Kapital- und Zahlungsverkehr
mit dem Ausland, die gesonderte Erfassung der Transaktionen mit Wertpapie-
ren und Finanzderivaten sowie die Änderung der Anlage LV führen zu keinen
zusätzlichen Kosten. Auch die Anpassung der Strafbewehrung verursacht keine
Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Zweiundsechzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

Auf Grund

des § 2 Abs. 1, 3 und 4 und der §§ 7, 26 Abs. 1 und 2 und
§ 27 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 des Außenwirt-
schaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 7400-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,
von denen § 7 durch Artikel 1 Nr. 3 und 4 des Gesetzes vom
20. Juli 1990 (BGBl. I S. 1457) und § 27 Abs. 1 durch Arti-
kel 118 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I
S. 2304) geändert worden sind, verordnet die Bundesregie-
rung und

auf Grund

des § 2 Abs. 1, 3 und 4 und der §§ 5 und 27 Abs. 1 Satz 1
Halbsatz 2, Satz 2 und 4 des Außenwirtschaftsgesetzes, von
denen § 5 durch Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 20. Juli
1990 (BGBl. I S. 1457) neugefasst wurde, verordnet das
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit im Einverneh-
men mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministe-
rium der Finanzen und im Benehmen mit der Deutschen
Bundesbank:

Artikel 1
Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 22. November 1993 (BGBl. I S. 1934,
2493), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 26. No-
vember 2003 (BAnz. S. 25473), wird wie folgt geändert:
1. § 56b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „in doppelter Aus-

fertigung“ gestrichen.
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Deutsche Bundesbank übermittelt die An-
gaben der Meldepflichtigen dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit in geeigneter
Form; sie kann dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit dazu auf dessen Verlangen
eine Ausfertigung der Meldung übersenden.“

b) In Absatz 3 werden das Wort „Landeszentralbank“
durch die Wörter „Deutschen Bundesbank“ und das
Komma nach dem Wort „abzugeben“ durch einen
Punkt ersetzt sowie die Wörter „in deren Bereich der
Meldepflichtige ansässig ist“ gestrichen.

2. § 58b wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „in doppelter Aus-
fertigung“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Deutsche Bundesbank übermittelt die An-
gaben der Meldepflichtigen dem Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Arbeit in geeigneter
Form; sie kann dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit dazu auf dessen Verlangen
eine Ausfertigung der Meldung übersenden.“

b) In Absatz 2 werden das Wort „Landeszentralbank“
durch die Wörter „Deutschen Bundesbank“ und das
Komma nach dem Wort „abzugeben“ durch einen
Punkt ersetzt sowie die Wörter „in deren Bereich der
Meldepflichtige ansässig ist“ gestrichen.

3. In § 59 Abs. 2 Nr. 3 werden die Wörter „bei Geldinstitu-
ten“ gestrichen.

4. § 60 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „gemäß Ab-

satz 3“ folgende Wörter eingefügt:
„,Zahlungen im Zusammenhang mit Transaktionen
von Wertpapieren und Finanzderivaten gemäß Ab-
satz 4“.

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
„Ein- und ausgehende Zahlungen im Zusammen-

hang mit Wertpapiergeschäften und Finanzderivaten
sind mit dem Vordruck „Wertpapiergeschäfte und Fi-
nanzderivate im Außenwirtschaftsverkehr“ (Anlage
Z 10) zu melden.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. Ihm wird fol-
gender Satz 2 angefügt:
„Im Fall von Transaktionen mit Wertpapieren und Fi-
nanzderivaten sind anstelle der Angaben zum Grund-
geschäft die Bezeichnungen der Wertpapiere, die in-
ternationale Wertpapierkennnummer (ISIN) sowie
Nennbetrag oder Stückzahl anzugeben.“

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
5. § 62 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 wird das Wort „Geldinstitute“ durch die
Wörter „gebietsansässige Monetäre Finanzinstitute
(MFIs) und Investmentaktiengesellschaften sowie Kapi-
talanlagegesellschaften bezüglich der Forderungen und
Verbindlichkeiten ihrer Investmentfonds“ ersetzt.

6. In § 63 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen.
7. In § 66 Abs. 2 werden die Wörter „in den zollrechtlich

freien Verkehr der Gemeinschaft überführt und“ gestri-
chen.

8. § 67 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „zuständigen Landes-

zentralbank“ durch die Wörter „Deutschen Bundes-
bank“ sowie das Wort „dreifacher“ durch das Wort
„zweifacher“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Landeszentralbank“ durch
die Wörter „Deutsche Bundesbank“ ersetzt.

9. § 69 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„Zahlungen für die Veräußerung oder den Erwerb
von Wertpapieren und Finanzderivaten, die das
Geldinstitut für eigene oder fremde Rechnung an
Gebietsfremde verkauft oder von Gebietsfrem-
den kauft, sowie Zahlungen, die das Geldinstitut
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im Zusammenhang mit der Einlösung inländi-
scher Wertpapiere an Gebietsfremde leistet
oder von diesen erhält, mit dem Vordruck
„Wertpapiergeschäfte und Finanzderivate im
Außenwirtschaftsverkehr“ (Anlage Z 10);“.

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„Zins- und Dividendenzahlungen auf inländi-
sche Wertpapiere, die sie an Gebietsfremde
leisten oder von diesen erhalten, mit dem Vor-
druck „Zahlungen für Wertpapier-Erträge im
Außenwirtschaftsverkehr“ (Anlage Z 11);“.

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Wertpapiere“
folgende Wörter eingefügt:

„,die internationale Wertpapierkennnummer (ISIN)
sowie Nennbetrag oder Stückzahl“.

c) In Absatz 6 wird Satz 2 gestrichen.

10. § 70 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5e wird die Angabe „Verordnung (EG)
Nr. 1211/2003 des Rates vom 7. Juli 2003 (ABl. EU
Nr. L 169 S. 24)“ durch die Angabe „Verordnung
(EG) Nr. 2297/2003 der Kommission vom 23. De-
zember 2003 (ABl. EU Nr. L 340 S. 37)“ ersetzt.

b) Absatz 5g wird wie folgt gefasst:

„Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs. 4
Satz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes handelt, wer
gegen die Verordnung (EG) Nr. 314/2004 des Rates
vom 19. Februar 2004 über bestimmte restriktive
Maßnahmen gegenüber Simbabwe (ABl. EU
Nr. L 55 S. 1) verstößt, indem er

1. entgegen Artikel 2 Buchstabe a vorsätzlich oder
fahrlässig technische Hilfe im Zusammenhang
mit militärischen Aktivitäten und der Bereitstel-
lung, Herstellung, Instandhaltung und Verwen-
dung der dort genannten Güter gewährt, ver-
kauft, liefert oder weitergibt,

2. entgegen Artikel 2 Buchstabe b vorsätzlich oder
fahrlässig Finanzmittel oder Finanzhilfen im
Zusammenhang mit den dort genannten Aktivi-
täten unmittelbar oder mittelbar bereitstellt,

3. entgegen Artikel 2 Buchstabe c vorsätzlich an
Aktivitäten teilnimmt, deren Zweck oder Wir-
kung unmittelbar oder mittelbar in der Förde-
rung der unter Artikel 2 Buchstabe a und b ge-
nannten Transaktionen besteht,

4. entgegen Artikel 3 Buchstabe a vorsätzlich die
dort genannten Ausrüstungen verkauft, liefert,
weitergibt oder ausführt,

5. entgegen Artikel 3 Buchstabe b vorsätzlich oder
fahrlässig technische Hilfe im Zusammenhang
mit den in Artikel 3 Buchstabe b genannten
Ausrüstungen gewährt, verkauft, liefert oder
weitergibt,

6. entgegen Artikel 3 Buchstabe c vorsätzlich oder
fahrlässig Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zu-
sammenhang mit den in Artikel 3 Buchstabe a
genannten Ausrüstungen bereitstellt,

7. vorsätzlich an Aktivitäten teilnimmt, deren
Zweck oder Wirkung unmittelbar oder mittelbar
in der Förderung der in Artikel 3 Buchstabe a, b
oder Buchstabe c genannten Transaktionen be-
steht,

8. entgegen Artikel 6 Abs. 2 vorsätzlich oder fahr-
lässig einer der dort genannten Personen, Orga-
nisationen oder Einrichtungen Gelder oder wirt-
schaftliche Ressourcen zur Verfügung stellt oder
zugute kommen lässt oder

9. entgegen Artikel 6 Abs. 3 vorsätzlich an einer
Maßnahme teilnimmt, deren Ziel oder Folge un-
mittelbar oder mittelbar die Förderung der in
Artikel 6 Abs. 2 genannten Transaktionen ist.“

c) In Absatz 5h wird die Angabe „Verordnung (EG)
Nr. 1536/2003 der Kommission vom 29. August
2003 (ABl. EU Nr. L 218 S. 31)“ durch die Angabe
„Verordnung (EG) Nr. 913/2004 der Kommission
vom 29. April 2004 (ABl. EU Nr. L 163 S. 73)“ er-
setzt.

d) Nach Absatz 5h wird folgender Absatz 5i eingefügt:
„Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs. 4

Satz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes handelt, wer
gegen die Verordnung (EG) Nr. 234/2004 des Rates
vom 10. Februar 2004 über bestimmte restriktive
Maßnahmen gegen Liberia und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1030/2003 (ABl. EU Nr. L 40
S. 1) verstößt, indem er
1. entgegen Artikel 2 Buchstabe b vorsätzlich oder

fahrlässig Finanzmittel oder Finanzhilfen im
Zusammenhang mit den dort genannten Aktivi-
täten unmittelbar oder mittelbar bereitstellt oder

2. entgegen Artikel 2 Buchstabe c vorsätzlich an
Aktivitäten teilnimmt, deren Zweck oder Wir-
kung mittelbar oder unmittelbar in der Förde-
rung der in Artikel 2 Buchstabe b genannten
Transaktionen besteht.“

e) Nach Absatz 5i wird folgender Absatz 5j eingefügt:
„Ordnungswidrig im Sinne des § 33 Abs. 4

Satz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes handelt, wer
gegen die Verordnung (EG) Nr. 131/2004 des Rates
vom 26. Januar 2004 über bestimmte restriktive
Maßnahmen gegen Sudan (ABl. EU Nr. L 21, S. 1)
verstößt, indem er
1. entgegen Artikel 2 Buchstabe a vorsätzlich oder

fahrlässig technische Unterstützung im Zusam-
menhang mit militärischen Aktivitäten und der
Bereitstellung, Herstellung, Instandhaltung und
Verwendung der dort genannten Güter gewährt,
verkauft, liefert oder weitergibt,

2. entgegen Artikel 2 Buchstabe b vorsätzlich oder
fahrlässig Finanzmittel oder Finanzhilfen im
Zusammenhang mit den dort genannten Aktivi-
täten unmittelbar oder mittelbar bereitstellt, oder

3. entgegen Artikel 3 vorsätzlich an Aktivitäten
teilnimmt, deren Zweck oder Wirkung unmittel-
bar oder mittelbar in der die Förderung der in
Artikel 2 genannten Transaktionen besteht.“
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11. Die Anlagen K 3, K 4, Z 1, Z 4, Z 5, Z 5a, Z 8, Z 10,
Z 11, Z 12, Z 13 Z 14, Z 15 und LV erhalten die Fas-
sung der Anlagen zu dieser Verordnung.

Artikel 2
Die bisherigen Vordrucke Anlage Z 1, Z 4, Z 5, Z 5a,

Z 8, Z 10, Z 11, Z 12, Z 13 Z 14 und Z 15 können noch
sechs Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung einge-
reicht werden.

Artikel 3
Artikel 1 Nr. 1 bis 9 und Nr. 11 tritt mit Wirkung vom

1. Juli 2004 in Kraft; im Übrigen tritt diese Verordnung am
Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeines
Inhalt der Änderungsverordnung sind Anpassungen auf
Grund des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes
über die Deutsche Bundesbank (7. BBankGÄndG) sowie
Präzisierungen und Anpassungen an international verwen-
dete Begriffe und Definitionen sowie Anpassungen an die
Datenanforderungen der Europäischen Zentralbank, der Eu-
ropäischen Kommission und der OECD. Zusätzlich ist vor-
gesehen, bei Transaktionen mit Wertpapieren und Finanzde-
rivaten generell einen gesonderten Meldevordruck vorzu-
schreiben, der einheitlich von allen Meldepflichtigen zu
verwenden ist. Darüber hinaus wird die Anlage LV an die
zunehmende Nutzung DV-gestützter Meldeformen durch
die Meldepflichtigen angepasst. Durch die Änderungen
werden die Meldungen durch zentrale Stellen in den Unter-
nehmen und die Nutzung DV-gestützter Meldeverfahren er-
leichtert.

Mit dem 7. BBankGÄndG sind die Bezeichnungen „Lan-
deszentralbanken“ und „Zweiganstalten“ (Hauptstellen und
Zweigstellen) entfallen. Die entsprechenden Bezugnahmen
in den Regelungen zum Einreichungsweg der statistischen
Meldungen im Kapital- und Zahlungsverkehr mit dem Aus-
land müssen daher redaktionell angepasst werden. Sie wer-
den ersetzt durch einen allgemeinen Verweis auf die Deut-
sche Bundesbank als Meldestelle. Entsprechend sind auch
die Anlagen K 3, K 4, Z 1, Z 4, Z 5, Z 5a, Z 8, Z 10, Z 11,
Z 12, Z 13, Z 14 und Z 15 zur AWV anzupassen.

Der international verwendete Begriff „Monetäre Finanz-
institute (MFIs)“ und der in der Verordnung verwendete Be-
griff „Geldinstitute“ sind inhaltlich nicht deckungsgleich.
Entsprechend ist, soweit erforderlich, zu präzisieren, welche
Institute einer Meldeverpflichtung unterliegen und welche
auf Grund anderer Meldeerfordernisse von einer solchen
Verpflichtung ausgenommen werden können, so dass weder
Meldelücken noch Doppelbelastungen entstehen.

Die derzeitige Meldepflicht zu Zahlungen im Transithandel
entspricht nicht der international geltenden Definition. Die
Regelung ist an die gültigen Definitionen im Rahmen der
deutschen Informationspflichten gegenüber den internatio-
nalen Organisationen anzupassen.

International harmonisierte Datenanforderungen der Euro-
päischen Zentralbank erfordern auch eine Anpassung der
Erhebungsvordrucke zum Stand der deutschen Direktinves-
titionen in fremden Wirtschaftsgebieten (Anlage K 3) und
der ausländischen Direktinvestitionen im Wirtschaftsgebiet
(Anlage K 4).

Wegen der zunehmenden Bedeutung der Geschäfte mit
Wertpapieren und Finanzderivaten im Außenwirtschaftsver-
kehr sowie des Interesses der Wirtschaft an einer möglichst
weitgehenden Vereinheitlichung der statistischen Meldun-
gen ist es sinnvoll, diese Transaktionen sowohl für Geldins-
titute als auch für andere Meldepflichtige mittels eines ein-
heitlichen Vordrucks zu erfassen. Mit der Änderung des
Vordrucks Anlage Z 10 können die Transaktionen mit Wert-
papieren und Finanzderivaten durch die Angabe der interna-
tionalen Wertpapierkennnummer (ISIN) künftig eindeutig

zugeordnet werden, ohne die Wirtschaft dadurch zusätzlich
zu belasten.

Darüber hinaus wird klargestellt, dass auch Zahlungen, die
von ausländischen Wertpapier-Lagerstellen im Zusammen-
hang mit der Einlösung inländischer Wertpapiere ins Wirt-
schaftsgebiet zurückfließen, zu melden sind, um die korrekte
Erfassung des Saldos der Wertpapiertransaktionen sicher-
zustellen.

Die Anlage LV (Leistungsverzeichnis) dient dem Zweck,
die Meldung der unterschiedlichen außenwirtschaftlichen
Transaktionen seitens der Meldepflichtigen mittels einer
Kennzahl grob zu gliedern. Erst in Kombination mit den zu-
sätzlichen ausführlichen schriftlichen Angaben in den Mel-
dungen nach dem bisherigen § 60 Abs. 4 AWV ist es der
Deutschen Bundesbank möglich, die zu Grunde liegenden
Geschäfte den international geforderten Untergliederungen
der Zahlungsbilanz sachgerecht zuzuordnen. Die zuneh-
mende Nutzung von DV-gestützten Meldeformen macht es
jedoch erforderlich, auf ausführliche schriftliche Angaben zu
verzichten. Daher werden diese durch Kurztexte in Kombi-
nation mit einem differenzierteren Verzeichnis von Kenn-
zahlen ersetzt, um auch weiterhin die korrekte Zuordnung
der gemeldeten Transaktionen zu den Untergliederungen der
Zahlungsbilanz zu gewährleisten, die von der Europäischen
Zentralbank und der Europäischen Kommission verbindlich
vorgegeben werden.

Ferner kommt die Bundesregierung ihrer Verpflichtung
nach, Verstöße gegen die Verordnungen (EG) Nr. 131/2004
des Rates vom 26. Januar 2004, (EG) Nr. 234/2004 des Ra-
tes vom 10. Februar 2004 und (EG) Nr. 314/2004 des Rates
vom 19. Februar 2004 über bestimmte restriktive Maßnah-
men gegenüber Sudan, Liberia und Simbabwe im nationa-
len Recht mit Bußgeld und Strafe zu bewehren.

Im Übrigen werden technische Anpassungen in der Außen-
wirtschaftsverordnung vorgenommen.

Die Anpassung der Meldebestimmungen zum Kapital- und
Zahlungsverkehr mit dem Ausland, die gesonderte Erfas-
sung der Transaktionen mit Wertpapieren und Finanzderiva-
ten sowie die Änderung der Anlage LV führen zu keinen zu-
sätzlichen Kosten. Auch die Anpassung der Strafbewehrung
verursacht keine Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise
und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis-
niveau, sind nicht zu erwarten.

B. Im Einzelnen

Zu Artikel 1

Zu den Nummern 1 und 2

Auf die zwingende Anforderung einer doppelten Ausferti-
gung kann verzichtet werden, da dem Bundesministerium
für Wirtschaft und Arbeit gegenwärtig auf eigenen Wunsch
keine Ausfertigung der Meldungen mehr übersandt, sondern
die Meldedaten in aufbereiteter Form bereitgestellt werden.
Die Neufassung von Satz 2 trägt dem Rechnung.
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Mit dem 7. BBankGÄndG wurde die Bezeichnung „Lan-
deszentralbank“ aufgehoben. Die bisherige Regelung, dass
die Meldepflichtigen ihre statistischen Meldungen über die
Landeszentralbank einzureichen haben, ist daher anzupas-
sen. Es reicht aus, wenn künftig nur noch allgemein darauf
verwiesen wird, dass die Meldungen bei der Deutschen
Bundesbank einzureichen sind.

Zu Nummer 3
Die bisherige Beschränkung der Befreiung hinsichtlich der
Begründung und Rückzahlung von Guthaben bei Geldinsti-
tuten kann entfallen, da zwischenzeitlich sämtliche Infor-
mationen über kurzfristige Forderungen und Verbindlich-
keiten gegenüber Gebietsfremden aus anderen Datenquellen
abgeleitet werden.

Zu Nummer 4

Zu den Buchstaben a und b
Die zunehmende Bedeutung der Geschäfte mit Wertpapie-
ren und Finanzderivaten im Außenwirtschaftsverkehr sowie
das Interesse der Wirtschaft an einer möglichst weitgehen-
den Vereinheitlichung der statistischen Meldungen erfor-
dern eine gesonderte Erfassung dieser Transaktionen ent-
sprechend der bisher schon geltenden Verfahren bei den
Geldinstituten. Dadurch wird auch die zentrale Erstellung
der Meldungen für alle Konzernmitglieder durch eine Orga-
nisationseinheit erleichtert. Wegen der oft ungenauen Be-
zeichnung der Wertpapiere in der bislang vorgeschriebenen
Meldung „Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr – Anlage
Z 4 zur AWV“ ist die eindeutige Zuordnung zu den zutref-
fenden Positionen der Zahlungsbilanz nicht immer möglich.
Mit dem geänderten Vordruck Z 10 wird durch die Angabe
der internationalen Wertpapierkennnummer anstelle einer
ausführlichen Bezeichnung eine eindeutige Zuordnung ge-
währleistet. Die Meldepflichtigen können diese Nummer
den Wertpapierabrechnungen entnehmen.

Zu Buchstabe c
Der neue § 60 Abs. 5 Satz 2 AWV stellt klar, dass bei Ver-
wendung des Vordrucks Z 10 anstelle der Angaben zum
Grundgeschäft von den Meldepflichtigen nur noch die ge-
nannten Angaben zu machen sind.

Zu Buchstabe d
Es handelt sich um eine Folgeänderung.

Zu Nummer 5
Die Ausnahme von Geldinstituten von der Meldepflicht
nach § 69 Abs. 1 AWV wird präzisiert. Geldinstitute sind
von der Meldepflicht ausgenommen, weil die erforderlichen
Angaben bereits auf Grund des Gesetzes über die Deutsche
Bundesbank von der Deutschen Bundesbank erhoben wer-
den. Nach den international verwendeten Begrifflichkeiten
betreffen diese Anordnungen nur noch die Monetären
Finanzinstitute (MFIs), Investmentaktiengesellschaften und
Kapitalanlagegesellschaften, nicht jedoch Kreditinstitute,
die ausschließlich Finanzkommissionsgeschäfte, Emissi-
onsgeschäfte, E-Geldgeschäfte oder Depotgeschäfte tätigen
und ebenfalls unter dem Begriff Geldinstitute subsumiert
werden. Die Präzisierung der Ausnahmeregelung ist daher

erforderlich, um nur solche Institute von der Meldepflicht
auszunehmen, die die notwendigen Angaben bereits auf an-
derem Wege bereitstellen.

Zu Nummer 6

§ 63 AWV legt die Meldestelle fest, der die Meldepflichti-
gen ihre Meldung zu erstatten haben. Künftig ist Melde-
stelle allein die Deutsche Bundesbank. Eine explizite Nen-
nung der einzelnen Organisationsteile ist überflüssig und
kann entfallen.

Zu Nummer 7

Die bisherige Regelung in § 66 Abs. 2 AWV führt dazu,
dass die international geltenden Definitionen zum Transit-
handel bei der Meldung der Zahlungen nicht vollständig
eingehalten werden können. Nach diesen Definitionen gel-
ten der Kauf und Weiterverkauf einer Ware von einem bzw.
an einen Gebietsfremden grundsätzlich nur als Transithan-
del, wenn die Ware nicht in das Wirtschaftsgebiet eingeführt
wird. Um die Einhaltung der internationalen Definitionen
zu gewährleisten, wird daher vorgesehen, dass von den Mel-
depflichtigen für alle Waren, die als Transithandel gemeldet
wurden und die anschließend ins Wirtschaftsgebiet ver-
bracht werden, eine Stornomeldung abzugeben ist. Die bis-
herige Beschränkung auf Waren, die in den zollrechtlich
freien Verkehr überführt werden, ist daher zu streichen.

Zu Nummer 8

Zu den Buchstaben a und b

Die Änderungen sind Folgeänderungen der Änderung des
§ 63 AWV. Der Verzicht auf eine Ausfertigung ist Folge der
organisatorischen Änderungen in der Deutschen Bundes-
bank aufgrund des 7. BBankGÄndG.

Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa

Die Erweiterung der Bezeichnung des Vordrucks trägt dem
Umstand Rechnung, dass der Handel mit Finanzderivaten in
den vergangenen Jahren deutlich an Bedeutung gewonnen
hat. Gegenüber den Meldepflichtigen muss daher klarge-
stellt werden, mit welchem Vordruck die entsprechenden
Transaktionen zu melden sind. Die Beschränkung der Mel-
depflicht auf ausgehende Zahlungen von Geldinstituten im
Zusammenhang mit der Einlösung inländischer Wertpapiere
entfällt, weil in das Wirtschaftsgebiet zurückfließende Zah-
lungen von ausländischen Wertpapier-Lagerstellen ebenfalls
zu melden sind, damit der Saldo der Wertpapiertransaktio-
nen in der Zahlungsbilanz richtig erstellt werden kann. Da
die Geldinstitute von der Möglichkeit der Meldung mittels
der Wertpapierabrechnung des bisherigen § 69 Abs. 2 Nr. 1
letzter Halbsatz AWV seit Jahren keinen Gebrauch mehr ge-
macht haben, wird dieser gestrichen.

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb

Die Beschränkung der Meldepflicht auf ausgehende Zins-
und Dividendenzahlungen entfällt, weil in das Wirtschafts-
gebiet zurückfließende Zahlungen von ausländischen Wert-
papier-Lagerstellen ebenfalls zu melden sind, damit der
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Saldo der Kapitalerträge in der Zahlungsbilanz richtig er-
stellt werden kann.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der
Neufassung des § 60 Abs. 5 AWV.

Zu Buchstabe c
Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der
Neufassung des § 63 AWV.

Zu Nummer 10

Zu den Buchstaben a und c
§ 70 Abs. 5e und 5h AWV werden an die Änderungen der
EG-Verordnungen zu Birma/Myanmar Nr. 2297/2003 der
Kommission vom 23. Dezember 2003 und zum Kimber-
ley-Prozess Nr. 913/2004 der Kommission vom 29. April
2004 angepasst.

Zu den Buchstaben b und e
Verstöße gegen die Verordnungen (EG) Nr. 314/2004 des
Rates vom 19. Februar 2004 und (EG) Nr. 131/2004 des Ra-
tes vom 26. Januar 2004 über bestimmte restriktive Maß-
nahmen gegenüber Simbabwe und Sudan werden in den
Katalog der Ordnungswidrigkeiten des § 70 AWV aufge-
nommen. Aufgrund des Verweises von § 34 Abs. 2 des
Außenwirtschaftsgesetzes auf § 33 Abs. 4 des Außenwirt-
schaftsgesetzes können Verstöße unter den Voraussetzungen
des § 34 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes auch straf-
rechtlich geahndet werden.

Zu Buchstabe d
Der Verordnung (EG) Nr. 234/2004 des Rates vom 10. Feb-
ruar 2004 über bestimmte restriktive Maßnahmen gegen
Liberia und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1030/
2003 (ABl. EU Nr. L 40 S. 1) liegt die Resolution 1521
(2003) zu Grunde, die der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen am 22. Dezember 2003 auf Grundlage von Kapitel
VII der Charta der Vereinten Nationen beschlossen hat. Aus
diesem Grunde wurde die Verordnung zur Herbeiführung
einer Strafbewehrung nach § 34 Abs. 4 des Außenwirt-
schaftsgesetzes bereits mit Bekanntmachung vom 17. Feb-
ruar 2004 (BAnz. S. 2909) veröffentlicht. Die in Artikel 2
Buchstabe b und c der Verordnung angeordneten restrikti-
ven Maßnahmen gehen indes über die Resolution 1521
(2003) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen hinaus.
Nummer 10 Buchstabe d hat die insoweit erforderliche ge-
sonderte Strafbewehrung der EU-autonomen Sanktionsele-
mente zum Gegenstand.

Zu Nummer 11
Auf den bisherigen Vordrucken K 3, K 4, Z 1, Z 4, Z 5, Z 5a,
Z 8, Z 10, Z 11, Z 12, Z 13, Z 14 und Z 15 sind die „Landes-

zentralbanken Hauptstellen/Zweigstellen“ als Adressaten
der einzureichenden Meldungen genannt. Aufgrund der An-
passung des § 63 AWV an das 7. BBankGÄndG werden
auch die Vordrucke geändert. Darüber hinaus wird in den
Meldevordrucken K 3 und K 4 die Angabe „Zahl der Be-
schäftigten“ verbindlich vorgeschrieben, um den Daten-
anforderungen der Europäischen Kommission sowie der
OECD Rechnung zu tragen. Zusätzlich wird in diesen Vor-
drucken in der Bilanzposition „Jahresüberschuss/Jahresfehl-
betrag“ die Zeile „darunter: Ergebnis der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit“ aufgenommen, um für die Zahlungsbilanz-
statistik entsprechend den internationalen Anforderungen
eine Berechnung der Gewinne aus der laufenden Geschäfts-
tätigkeit vornehmen und die entsprechenden Informations-
pflichten gegenüber der Europäischen Zentralbank, der Eu-
ropäischen Kommission und der OECD erfüllen zu können.

Im Vordruck Z 12 entfällt die bisherige Fußnote 1, da es
Eurocheques nicht mehr gibt. Die bisherige Fußnote 2 wird
Fußnote 1.

Die Änderung der Anlage LV ist erforderlich, da die statisti-
schen Meldungen zunehmend DV-gestützt eingereicht wer-
den. Die bisherige Anlage LV zur Einordnung der außen-
wirtschaftlichen Transaktionen ist nur grob gegliedert, da
von den Meldepflichtigen neben der Kennzahl entsprechend
der Anlage LV eine ausführliche schriftliche Beschreibung
des zu Grunde liegenden Geschäfts in den statistischen Mel-
dungen anzugeben ist. Durch Kombination dieser Informa-
tionen war es der Deutschen Bundesbank in der Vergangen-
heit meist möglich, die Zuordnung der Transaktionen zu den
verbindlich durch die Europäische Zentralbank und die Eu-
ropäische Kommission vorgeschriebenen Untergliederun-
gen der Zahlungsbilanz vorzunehmen. Bei einer DV-ge-
stützten Meldung ist eine ausführliche schriftliche Beschrei-
bung aber unzweckmäßig. Daher wird vorgesehen, die bis-
herige Verfahrensweise umzukehren und künftig Kurztexte
mit einem differenzierteren Kennzahlenverzeichnis zu kom-
binieren. Für die Meldepflichtigen ergeben sich hierdurch
keine grundsätzlichen Änderungen, da sie bei den Vordru-
cken weiterhin auf einen Auszug aus dem Leistungsver-
zeichnis mit den wichtigsten Kennzahlen zurückgreifen
können, der wie bisher auf den Rückseiten der Vordrucke
veröffentlicht wird. Bei der Verwendung DV-gestützter
Meldungen wird das differenziertere Verzeichnis bereits seit
Jahren freiwillig genutzt.

Zu Artikel 2

Die Vorschrift regelt die Übergangszeit, in der die bisheri-
gen Vordrucke Anlage Z 1, Z 4, Z 5, Z 5a, Z 8, Z 10, Z 11,
Z 12, Z 13, Z 14 und Z 15 noch verwendet werden dürfen.

Zu Artikel 3

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.
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